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Abkürzungsverzeichnis

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
EFK Eidgenössische Finanzkontrolle
BIT Bundesamt für Informatik und Telekommunikation
ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung
FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren

DFF Département fédéral des finances
CDF Contrôle fédéral des finances
OFIT Office fédéral de l’informatique et de la télécommunication
AFC Administration fédérale des contributions
CDF Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtshilfe

Die bereits genehmigten Doppelbesteuerungsabkommen sollen mit einer
Auslegungsklausel ergänzt werden, die es erlaubt, dass Amtshilfe auch geleistet werden
kann, wenn der Name der verdächtigen Person nicht genannt wird. Das Parlament
ermächtigte das EFD, die Klausel mit den betreffenden Staaten in geeigneter Form
bilateral zu vereinbaren. Im Regelfall würden aber Steuerpflichtige und Banken auch
künftig durch Namen und Adresse identifiziert. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.04.2011
NADJA ACKERMANN

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Um für die Eventualitäten eines negativen Ausgangs der Volksabstimmung gewappnet zu
sein, beantragte der Bundesrat dem Parlament, das bis Ende 1992 befristete
"Sofortprogramm" über diesen Zeitpunkt hinaus zu verlängern. Mit diesem 1987
beschlossenen Sofortprogramm war die kalte Progression ausgeglichen, ein ermässigter
Tarif für Verheiratete geschaffen und die Sozialabzüge erhöht worden. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat begrüsste es in seiner Antwort auf eine Motion der SP-Fraktion (Mo.
05.3791), dass Kantone mit geografisch-topografischen Lasten konkurrenzfähige
Steuersysteme entwickelten und lehnte das im Vorstoss verlangte Verbot degressiver
Besteuerung ab. Auch die Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren (FDK)
befürwortete den föderalen Steuerwettbewerb, doch dürfe dieser nicht zu einer
Abwärtsspirale führen, welche den Kantonen eine Zunahme der Verschuldung
bescheren könne. Die FDK wolle die Entwicklung der kantonalen Steuerkonkurrenz
genauer analysieren und Leitsätze für die Gestaltung kantonaler Steuerordnungen
entwerfen. Sie sprach sich zudem für die Einsetzung einer Kontrollkommission zur
Einhaltung des Steuerharmonisierungsgesetzes aus. Die FDK hofft, dass das
Bundesgericht auf die Beschwerde betreffend das Obwaldner Steuermodell eintritt und
mit einem Entscheid mehr Rechtssicherheit schafft. – Obschon die Appenzell
Ausserrhoder Stimmbevölkerung die vom Kantonsrat beschlossenen degressiven
Steuertarife guthiess, verzichtete der Kanton wegen der hängigen Beschwerden vor
Bundesgericht vorerst auf die Umsetzung. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.11.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Dezember präsentierte der Bundesrat vier Modelle für die definitive Lösung der
Ehepaarbesteuerung: 1.) Bei der modifizierten Individualbesteuerung versteuert jeder
Ehegatte sein eigenes Einkommen. Weil eine reine Individualbesteuerung unabhängig
vom Zivilstand zu einer Überlastung der Einverdiener-Ehepaare führen würde, sind für
diese sowie für Alleinstehende mit eigenem Haushalt und für Alleinerziehende Abzüge
vorgesehen. 2.) Beim Vollsplitting wird das gemeinsame Einkommen zum Steuersatz des
halben Gesamteinkommens besteuert, was die Progression mildert. Auch dieses Modell
beinhaltet Abzüge für Alleinstehende und für Alleinerziehende. 3.) Ehepaare haben die
Wahl zwischen einem Teilsplitting und der reinen Individualbesteuerung, wobei der
Faktor, durch den die addierten Einkommen dividiert werden, deutlich kleiner ist als
zwei. Dabei steht es den Ehepaaren frei, das System jederzeit zu wechseln, bspw. vom
Teilsplitting zur Individualbesteuerung, wenn der zweite Ehepartner voll ins
Erwerbsleben einsteigt. Alleinstehenden und Alleinerziehenden steht ein Abzug zu. 4.)
Es bleibt bei der heutigen gemeinsamen Veranlagung mit zwei verschiedenen Tarifen
für Ehepaare und Unverheiratete. Lediglich der Tarifverlauf wird neu festgesetzt. Zum
Modell gehören Abzüge für Verheiratete und Zweiverdiener. – Sollte keine Kategorie von
Steuerpflichtigen mehr bezahlen als bisher, hätten die ersten drei Modelle laut EFD
Mindereinnahmen von 3 Mia Fr., das vierte Einbussen von 2,6 Mia Fr. zur Folge; eine
Begrenzung der Mindereinnahmen auf 900 Mio. führte bei einigen Steuerpflichtigen je
nach Einkommenshöhe, Zivilstand oder Einkommensaufteilung zu Mehrbelastungen.
CVP und SVP plädierten für das Vollsplitting, das am besten zur traditionellen

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.12.2006
MAGDALENA BERNATH
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Rollenteilung von Mann und Frau passt, SP und FPD hingegen favorisierten die
Individualbesteuerung. 4

2013 startete der Bund offiziell das Projekt FISCAL-IT, das die Erneuerung der
elektronischen Systeme der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) zum Ziel hat und
voraussichtlich bis Ende 2018 abgeschlossen sein soll. Das Vorgängerprojekt INSIEME
war 2012 mit einem Verlust von über CHF 100 Mio. ohne Umsetzung abgebrochen
worden. FISCAL-IT sollte nun auf die beim Projekt INSIEME gemachten Erfahrungen
aufbauen, das heisst dessen Fehler vermeiden, aber seine bereits erarbeiteten
Ergebnisse übernehmen. Dazu wurde das Projekt in 29 Informatikprojekte, unter
anderem zu den verschiedenen Steuerarten – Verrechnungssteuer, Mehrwertsteuer,
direkte Bundessteuer, Stempelsteuer, Emissionsabgaben usw. –, mit einheitlichem
Programm-Management und Architekturkonzept unterteilt. Für das gemeinsam von der
ESTV und dem Bundesamt für Informatik und Telekommunikation (BIT) getragenen
Projekt bewilligte das Parlament im Voranschlag 2014 einen Verpflichtungskredit von
CHF 85.2 Mio. 
Als Nachfolgeprojekt von INSIEME war dem Projekt grosse Aufmerksamkeit gewiss.
Durch seinen Status als IKT-Schlüsselprojekt unterliegt es einer jährlichen Prüfung
durch die eidgenössische Finanzkontrolle (EFK), wodurch allfällige Probleme diesmal
früh erkannt werden sollen. Bei der ersten solchen Überprüfung Ende 2013 hinterliess
das Projekt bei der EFK einen guten Eindruck, dennoch wies diese auch auf einige
Probleme und erschwerende Rahmenbedingungen hin, wie sie in ihrem Bericht
festhielt. Unter anderem beschäftige die Aufarbeitung von INSIEME die Mitarbeitenden
nach wie vor stark und bringe enormen Aufwand für diese mit sich. Der Druck auf das
Projekt FISCAL-IT sei entsprechend überall spürbar. Zudem seien bereits in dieser
Anfangsphase bei verschiedenen Projekten Verzögerungen aufgrund von
Beschaffungsproblemen und wegen eines unvollständigen Architekturkonzepts
feststellbar. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.02.2014
ANJA HEIDELBERGER

Bei der zweiten Prüfung des Projekts FISCAL-IT durch die EFK Ende 2014 standen die
Planung und das Controlling im Mittelpunkt. Zu diesem Zeitpunkt waren 14 der 29
Projekte gestartet. Die EFK attestierte dem Projekt wiederum eine positive Entwicklung,
ebenfalls positiv erwähnt wurden die Aufmerksamkeit, die das Projekt in der ESTV und
im BIT geniesst, die Kompetenz der Akteure sowie die Führungstätigkeit in
Übereinstimmung mit den Richtlinien der Bundesverwaltung. Dennoch schlägt die EFK
Verbesserungsmassnahmen vor: Unter anderem sei der Erfolg des Programms zu stark
von einem externen Mitarbeiter, dem Fachprogrammleiter, abhängig. Dessen allfälliger
Ausfall könne kaum innert nützlicher Frist korrigiert werden. Kritisiert wurde auch die
hohe Fluktuationsrate, insbesondere auf der Ebene Projektleitung. Die Hälfte der
Mitarbeitenden der Projektleitung wurde 2014 ausgetauscht. Die bei der Prüfung 2013
empfohlenen Massnahmen seien hingegen zufriedenstellend umgesetzt worden und
hätten sich bewährt, jedoch seien noch nicht alle festgestellten Probleme behoben. So
komme es aufgrund von Beschaffungen noch immer zu Projektverzögerungen. Bei zwei
Projekten musste entsprechend der Einführungstermin verschoben werden. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.02.2015
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2015 veröffentlichte der Bundesrat den Vernehmlassungsbericht zur
Unternehmenssteuerreform III (USR III). Die Vernehmlassungsvorlage hatte er im
vorangegangenen September präsentiert. Aus dem Bericht ging hervor, dass die
strategische Stossrichtung der Vorlage von den Kantonen, Parteien und übrigen
Organisationen grundsätzlich als richtig und zielführend erachtet wurde. So wurde die
Abschaffung der international nicht mehr akzeptierten Sonderregeln der Kantone für
Holdings und andere Spezialgesellschaften und die Schaffung einer sogenannten
Lizenz- oder Patentbox auf kantonaler Ebene grossmehrheitlich gutgeheissen. Auch die
vorgeschlagenen Anpassungen im Bereich der Kapitalsteuer wurden, mit Ausnahme von
linken Parteien und einigen Gewerkschaften, positiv beurteilt. Bei der Einführung einer
zinsbereinigten Gewinnsteuer auf überdurchschnittlich hohem Eigenkapital und bei der
Abschaffung der Emissionsabgabe auf Eigenkapital gingen die Meinung indes weit
auseinander. Während die Kantone diese in erster Linie aus finanzpolitischen Gründen
ablehnten, stiessen die Massnahmen bei den bürgerlichen Parteien und bei den
Vertretern der Wirtschaft auf grosse Befürwortung. Diametral dazu standen die
Meinungen bei den Anpassungen im Bereich der Teilbesteuerungsverfahren. Hier
sprachen sich die Wirtschaft und die bürgerlichen Parteien gegen eine
Vereinheitlichung aus; die Mehrzahl der Kantone befürwortete diese. Auf wenig

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.03.2015
DAVID ZUMBACH
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Gegenliebe stiess die Idee einer Kapitalgewinnsteuer auf Wertschriften. Diese wurde
nur von zwei Kantonen und den links-grünen Parteien positiv beurteilt. Neben den vom
Bundesrat eingebrachten steuerpolitischen Massnahmen regte eine Vielzahl der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Einführung einer aufwandseitigen Förderung von
Forschung und Entwicklung (Inputförderung) an. Zudem sprachen sich verschiedene
Akteure auch für die Schaffung einer privilegierten Besteuerung der Frachtschifffahrt
(Tonnage-Tax) aus. Den finanzpolitischen Massnahmen standen die
Vernehmlassungsteilnehmer fast ausschliesslich positiv gegenüber. Die Kantone
schlugen vor, den Kantonsanteil an der direkten Bundessteuer von 17% auf 21,2% zu
erhöhen. Dadurch sollten und wollten sie mehr Spielraum bei der Senkung der
kantonalen Gewinnsteuersätze erhalten. 7

Bei der dritten Prüfung des INSIEME-Nachfolgers FISCAL-IT anfangs 2016 machte die
EFK erste Indizien aus, dass die im Jahr 2014 veranschlagten CHF 85.2 Mio. nicht
ausreichen könnten. So kam es „aufgrund der neuen Technologien im Rahmen der
serviceorientierten Architektur", mit denen das BIT in dieser Komplexität wenig
Erfahrung hatte, zu Mehrkosten. Bisher konnten diese vom BIT selbst getragen oder
über die Reserven verbucht werden. Da diese Reserven aber beinahe aufgebraucht
sind, können Budgetüberschreitungen nicht ausgeschlossen werden – so der Bericht
der EFK. Zudem sorgten die Beschaffungen (v.a. die Personalrekrutierung) noch immer
für Verzögerungen, gemäss der ESTV sollte der Endtermin Ende 2018 jedoch
eingehalten werden können. Der Bericht dokumentierte aber auch erste Erfolge des
Projekts, erste Anwendungen konnten bereits in Betrieb genommen werden: Zum
Beispiel erlaubt die Applikation zur Mehrwertsteuer-Einreichung (MOE) den
Steuerpflichtigen neu, ihre Mehrwertsteuer-Abrechnung online selbst zu erfassen. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.05.2016
ANJA HEIDELBERGER

Eine neue Kostenschätzung der ESTV zum Informatikprogramm FISCAL-IT ergab einen
zusätzlichen Mittelbedarf von CHF 26 Mio. Die Gründe dafür sind vielfältig: Zum einen
werden zur Umsetzung des Projekts aufgrund des technologischen Fortschritts heute
andere Technologien verwendet, als zum Zeitpunkt der ursprünglichen
Kostenschätzung im Jahr 2012 angenommen worden war. Die durch die Verwendung
neuer Technologien entstehenden Innovationskosten müssen vollumfänglich durch das
FISCAL-IT-Projekt getragen werden. Des Weiteren ist der Aufwand für die Integration
einzelner Applikationen in den Betrieb beim BIT höher als vermutet. Schliesslich
wurden neue Teilprojekte – zum Beispiel aufgrund der Teilrevision des
Mehrwertsteuergesetzes und den Revisionen des RTVG oder des Bundesgesetzes über
den internationalen automatischen Informationsaustausch in Steuersachen –
hinzugefügt, was die Komplexität von FISCAL-IT zusätzlich erhöht hat. Diese
Verzögerungen bringen allesamt Mehrkosten bei Planung, Steuerung und Controlling mit
sich. Entsprechend beantragte der Bundesrat im Rahmen des Nachtrags I zum
Voranschlag 2017 einen Nachtragskredit in der Höhe von CHF 18 Mio. Bundesrat Maurer
begründete diesen damit, dass beim Projektbeginn zu optimistisch gerechnet worden
sei, dass neue Teilprojekte hinzugekommen seien und es in einigen Projekten zu
Verzögerungen gekommen sei. Er betonte aber auch, dass bei Vollendung des Projekts
bis zu 100 Stellen gespart werden können. 
Dieser Nachtragskredit führte zu einigen Diskussionen im Parlament. Während ihn der
Ständerat immer wieder guthiess, lehnte ihn der Nationalrat in allen Etappen des
Differenzbereinigungsverfahrens ab. In der Einigungskonferenz setzte sich zwar der
Ständerat durch, der Nationalrat lehnte jedoch den Vorschlag der Einigungskonferenz
und mit ihm die beiden noch offenen Punkte des Nachtrags I ab. Bereits zuvor hatte
Finanzminister Maurer angetönt, dass er bei einer Ablehnung dieselbe Forderung zum
FISCAL-IT-Projekt im Nachtrag II noch einmal stellen werde. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.02.2017
ANJA HEIDELBERGER
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